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Hinweise zur Erbringung vorübergehender Dienstleistungen von Sprachmittlerinnen 

und Sprachmittlern aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, aus ei-

nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

oder aus einem Staat, demgegenüber die Mitgliedstaaten der Europäischen Union ver-

tragsrechtlich zur Gleichbehandlung seiner Staatsangehörigen hinsichtlich der Aner-

kennung von Berufsqualifikationen verpflichtet sind 

 
 

Für behördliche und notarielle Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Übersetzerinnen und 

Übersetzer aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, aus einem Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder aus einem Staat, dem-

gegenüber die Mitgliedstaaten der Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbehand-

lung seiner Staatsangehörigen hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen ver-

pflichtet sind, die sich im Bundesgebiet zeitweise oder dauerhaft niedergelassen oder ih-

ren Wohnsitz begründet haben, findet dieses Hinweisblatt keine Anwendung. Dieser Per-

sonenkreis hat seine persönliche und fachliche Eignung gemäß § 23 des Niedersächsischen 

Justizgesetzes (NJG) nachzuweisen (vgl. hierzu die Hinweise zur allgemeinen Beeidigung 

und Ermächtigung von Dolmetscherinnen und Dolmetschern und Übersetzerinnen und Über-

setzern in Niedersachsen). 

 

Gerichtsdolmetscherinnen und Gerichtsdolmetscher haben die Möglichkeit, in die Dolmet-

scher- und Übersetzerdatenbank aufgenommen zu werden, wenn sie sich als Gerichtsdol-

metscherin/Gerichtsdolmetscher nach dem Gerichtsdolmetschergesetz (GDolmG) allgemein 

beeidigen lassen. 

 
 
 

I. Allgemeine Beeidigung bzw. Ermächtigung 

 

Die Tätigkeit der Dolmetscherinnen und Dolmetscher umfasst die mündliche und schriftliche 

Sprachübertragung, die der Übersetzerinnen und Übersetzer die schriftliche Sprachübertra-

gung. "Sprache" in diesem Sinne ist auch eine Gebärdensprache. 

 

Wer in einer gerichtlichen Verhandlung dolmetschen will, hat gemäß § 189 Gerichtsverfas-

sungsgesetz (GVG) einen Eid zu leisten, dass er das Wort treu und gewissenhaft übertragen 

werde. Anstelle eines für jede gerichtliche Verhandlung gesondert zu leistenden Eides be-

steht die Möglichkeit, zur Verfahrensvereinfachung einen allgemeinen Eid zu leisten und 

sich nachfolgend hierauf zu berufen.  
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Für in fremder Sprache abgefasste Urkunden kann das Gericht die Vorlage von Übersetzun-

gen anordnen, deren Richtigkeit und Vollständigkeit eine ermächtigte Übersetzerin/ein 

ermächtigter Übersetzer bescheinigt hat. Diese Übersetzungen haben eine besondere Be-

weiskraft. Die Ermächtigung, die Richtigkeit und Vollständigkeit zu bescheinigen, erstreckt 

sich auf eigene und fremde Übersetzungen. 

 

Für die allgemeine Beeidigung von Gerichtsdolmetscherinnen und Gerichtsdolmet-

schern gelten seit dem 01.01.2023 die Regelungen des GDolmG. 

Die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetscherinnen und Gebärden-

sprachdolmetschern erfolgt in entsprechender Anwendung der Vorschriften des GDolmG, 

§ 22a Abs. 1 S. 2 NJG. 

 

Die Ermächtigung von Übersetzerinnen und Übersetzern für das Gebiet des Landes Nie-

dersachsen erfolgt nach Maßgabe der §§ 22 - 31 des NJG. 

 
 
II. Verzeichnis der Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Übersetzerinnen und 

Übersetzer 

 

Nach § 28 NJG führt das Landgericht Hannover für den Bereich des Landes Niedersachsen 

ein Verzeichnis von allgemein beeidigten Dolmetscherinnen und Dolmetschern und ermäch-

tigten Übersetzerinnen und Übersetzern. Das Verzeichnis ist für die niedersächsischen Ge-

richte und Behörden sowie für die Notarinnen und Notare mit Amtssitz in Niedersachsen ein-

sehbar. 

 

Eine Gewähr für die Zuverlässigkeit der in das Verzeichnis eingetragenen Personen und die 

Aktualität der Angaben besteht nicht. 

 

Mit der allgemeinen Beeidigung oder der Ermächtigung erfolgt die Eintragung in das Ver-

zeichnis ohne besonderen Antrag. Eine Eintragung in das Verzeichnis ohne diese Voraus-

setzungen ist nicht möglich; ebenso ist eine allgemeine Beeidigung oder Ermächtigung ohne 

zeitgleiche Eintragung in das Verzeichnis nicht möglich. 

 

In das Verzeichnis werden Name, Anschrift, Beruf, die jeweilige Sprache, das Ablaufdatum 

und des Weiteren die Berufsbezeichnung, unter der die Tätigkeit im Niederlassungsstaat 

ausgeübt wird, aufgenommen. 

Falls die Tätigkeit im Niederlassungsstaat zulassungspflichtig ist, werden auch der Name 

und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde, andernfalls die Angabe, dass die Tätig-
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keit im Niederlassungsstaat nicht zulassungspflichtig ist, in das Verzeichnis eingetragen.  

 

Das Landgericht Hannover darf das Verzeichnis im Internet veröffentlichen und in automati-

sierte Abrufverfahren einstellen, sofern hierzu jeweils die schriftliche Einwilligung erteilt wird. 

Die Einwilligung muss sich auf alle vorgenannten Daten beziehen.  

 

Das Verzeichnis wird im Internet unter der Adresse www.justiz-dolmetscher.de veröffentlicht.  

 

III. Vorübergehende Dienstleistungen 

 

Nach § 29 NJG dürfen Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Übersetzerinnen und Über-

setzer, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat 

des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in einem Staat, demgegen-

über die Mitgliedstaaten der Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbehandlung 

seiner Staatsangehörigen hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen verpflichtet 

sind, zur mündlichen und/oder schriftlichen Sprachübertragung für behördliche und notarielle 

Zwecke oder einer vergleichbaren Tätigkeit rechtmäßig niedergelassen sind, diese Tätigkeit 

auf dem Gebiet des Landes Niedersachsen vorübergehend und gelegentlich ausüben (vo-

rübergehende Dienstleistungen). Wenn weder die Tätigkeit noch die Ausbildung zu dieser 

Tätigkeit im Staat der Niederlassung reglementiert sind, gilt dies nur, wenn die Person die 

Tätigkeit dort während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei Jahre lang ausge-

übt hat. 

 

Für die Aufnahme in das von dem Landgericht Hannover zu führende Verzeichnis sowie 

dessen Veröffentlichung im Internet bzw. Einstellung in automatisierte Abrufverfahren gilt 

Ziff. II. dieser Hinweise entsprechend. 

 

1. Anzeigepflicht 

 

Vorübergehende Dienstleistungen sind nach § 29 Abs. 2 NJG vor der ersten Erbringung im 

Inland anzuzeigen. Die Anzeige erfolgt schriftlich gegenüber dem Landgericht Hannover un-

ter Verwendung des auf der Internetseite des Landgerichts Hannover www.landgericht-

hannover.niedersachsen.de  in der Rubrik "Informationen und Download / Informationen für 

Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Übersetzerinnen und Übersetzer" zum Abruf bereit-

gestellten Vordrucks (Formular "Anzeige über die Erbringung vorübergehender Dienstleis-

tungen").  

 

http://www.justiz-dolmetscher.de/
http://www.landgericht-hannover.niedersachsen.de/
http://www.landgericht-hannover.niedersachsen.de/
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Das Verfahren kann auch über die im Land Niedersachsen benannten Einheitlichen An-

sprechpartner abgewickelt werden. Diese sind im Internet unter der Adresse 

http://www.dienstleisterportal.niedersachsen.de zu finden. 

 

Die Anzeige befreit nicht von etwaigen ausländerrechtlichen Beschränkungen, denen der 

Anzeigende bei der Ausübung einer Berufstätigkeit im Inland ggf. unterliegt. Eine entspre-

chende Überprüfung ist nicht Gegenstand des Anzeigeverfahrens. 

 

2. Einzureichende Nachweise 

 

Der Anzeige sind die nachfolgend aufgeführten Unterlagen beizufügen: 

 

a) eine Bescheinigung darüber, dass die/der Anzeigende in einem anderen Mitgliedstaat 

der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder in einem Staat, demgegenüber die Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleichbehandlung seiner Staatsangehöri-

gen hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikationen verpflichtet sind, recht-

mäßig zur mündlichen und/oder schriftlichen Sprachübertragung für gerichtliche, be-

hördliche und notarielle Zwecke oder für vergleichbare Tätigkeiten niedergelassen ist 

und dass die Ausübung dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheini-

gung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, 

 

b) ein Berufsqualifikationsnachweis im Sinne von § 23 NJG; hierzu wird auf Ziffer III. 3. 

des Informationsblattes "Hinweise zur allgemeinen Beeidigung und Ermächtigung von 

Dolmetscherinnen und Dolmetschern und Übersetzerinnen und Übersetzern in Nie-

dersachsen" Bezug genommen, die unbedingt zu beachten ist; 

 

c) sofern der Beruf im Staat der Niederlassung nicht reglementiert ist, ein Nachweis 

darüber, dass der Anzeigende die Tätigkeit dort während der vorhergehenden zehn 

Jahre mindestens zwei Jahre lang rechtmäßig ausgeübt hat, und 

 

d) ein Nachweis darüber, unter welcher Berufsbezeichnung die Tätigkeit im Staat der 

Niederlassung ausgeübt wird. 

 

http://www.dienstleisterportal.niedersachsen.de/


 
 
Stand: April 2023 - Hinweise zur Erbringung vorübergehender Dienstleistungen  Seite 5 von Seite 8 

3. Form der Unterlagen 

 

Die Unterlagen sind im Original oder als durch eine Behörde/eine Notarin/einen Notar 

beglaubigte Ablichtungen vorzulegen. Sind Unterlagen in einer anderen Sprache als 

Deutsch abgefasst, sind Übersetzungen beizufügen, deren Richtigkeit und Vollständigkeit ein 

in Deutschland ermächtigter Übersetzer (nicht die Antragstellerin/der Antragsteller selbst) 

bescheinigt hat. 

 

Ausländische Urkunden, die nicht aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union stam-

men, sind zum Nachweis ihrer Echtheit mit einer Apostille bzw. Legalisation zu versehen. 

Nähere Hinweise finden sich im Internet unter 

 

http://www.konsularinfo.diplo.de/Vertretung/konsularinfo/de/05/Urkundenverkehr__Allgemein

/Urkundenverkehr.html. 

 

 

4. Elektronische Verfahrensabwicklung 

 

Die Anzeige und die einzureichenden Unterlagen können dem Landgericht Hannover in ei-

nem elektronischen Verfahren übermittelt werden. Soweit amtlich oder notariell beglaubigte 

Abschriften eingereicht werden, bedürfen diese eines mit einer qualifizierten Signatur ver-

sehenen Beglaubigungsvermerks. Zudem muss der Anzeigende eine Adresse mitteilen, un-

ter der ihm mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehene Schriftstücke (elektro-

nisch) zugestellt werden können. 

 

5. Weiteres Verfahren 

 

Sobald die Anzeige und die erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen, wird der Präsi-

dent des Landgerichts Hannover die Antragstellerin/den Antragsteller vorübergehend für die 

Dauer eines Jahres in dem gemeinsamen Verzeichnis der allgemein beeidigten Dolmetsche-

rinnen und Dolmetscher und ermächtigten Übersetzerinnen und Übersetzer registrieren. 

 

Übersetzerinnen und Übersetzer sind zur Hinterlegung einer Unterschriftenprobe verpflichtet. 

 

6. Dauer, Verlängerung 

 

Die vorübergehende Registrierung gilt für die Dauer eines Jahres.  
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Beabsichtigt der Dienstleister, über die Dauer eines Jahres hinaus vorübergehende Dienst-

leistungen im Inland zu erbringen, ist die nach § 29 Abs. 3 NJG erforderliche Anzeige recht-

zeitig vor Ablauf der Jahresfrist zu wiederholen. Ihr ist eine aktuelle Bescheinigung gemäß 

Ziffer III. Nr. 2.a) bzw. 2.c) dieses Hinweisblattes beizufügen. Die Verlängerung erfolgt je-

weils für ein Jahr. 

 

 

IV. Rechte und Pflichten 

 

1. Die vorübergehenden Dienstleistungen der Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Über-

setzerinnen und Übersetzer sind unter der in der Sprache des Niederlassungsstaates für die 

Tätigkeit geführten Berufsbezeichnung zu erbringen. Die Berufsbezeichnung ist in der Amts-

sprache bzw. einer der Amtssprachen des Niederlassungsstaates zu führen. Eine Verwechs-

lung mit den in § 25 NJG aufgeführten Berufsbezeichnungen muss ausgeschlossen sein. 

 

2. Die Dolmetscherin/der Dolmetscher bzw. die Übersetzerin/der Übersetzer ist verpflichtet, 

 

 die übertragenen Aufgaben gewissenhaft und unparteiisch zu erfüllen, 

 Verschwiegenheit zu bewahren und Tatsachen, die ihm bei der Tätigkeit zur Kenntnis 

gelangen, weder eigennützig zu verwerten noch Dritten mitzuteilen, sowie Mitarbeiter 

und sonstige Personen, die bei der Tätigkeit mitwirken, zur Verschwiegenheit aus-

drücklich zu verpflichten und anzuhalten, 

 Aufträge der Gerichte, Behörden und Notarinnen und Notare innerhalb des Landes 

Niedersachsen zu übernehmen und kurzfristig zu erledigen, es sei denn, dass wichti-

ge Gründe dem entgegenstehen, 

 dem Landgericht Hannover unverzüglich jede Änderung des Namens, des Wohnsit-

zes oder der Niederlassung sowie von Telekommunikationsanschlüssen, eine Verur-

teilung wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens nach dem 9. Ab-

schnitt (Falsche uneidliche Aussage und Meineid) oder dem 15. Abschnitt des Be-

sonderen Teils des Strafgesetzbuches (Verletzung des persönlichen Lebens- und 

Geheimbereichs) oder wegen Begünstigung, Strafvereitelung, Betruges oder Urkun-

denfälschung sowie die Beantragung eines Insolvenzverfahrens oder einen Eintrag in 

das vom zentralen Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis nach § 882b ZPO 

mitzuteilen. 
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3. Die vorübergehende Registrierung als Übersetzerin/Übersetzer umfasst das Recht, die 

Richtigkeit und Vollständigkeit von Übersetzungen zu bescheinigen. Dies gilt auch für bereits 

vorgenommene Übersetzungen, die zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit vorgelegt 

werden. Die Übersetzerin/der Übersetzer ist verpflichtet, die ihm anvertrauten Schriftstücke 

sorgsam aufzubewahren und von ihrem Inhalt Unbefugten keine Kenntnis zu geben. 

 

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Übersetzung ist durch die Übersetzerin/den Überset-

zer unter Angabe der in der Sprache des Niederlassungsstaates für die Tätigkeit bestehen-

den Berufsbezeichnung zu bestätigen. 

 

Die Bestätigung ist auf die Übersetzung zu setzen und zu unterschreiben. Sie hat kenntlich 

zu machen, wenn das übersetzte Dokument kein Original ist oder nur ein Teil des Doku-

ments übersetzt wurde. Sie soll auf Auffälligkeiten des übersetzten Dokuments, insbesonde-

re unleserliche Worte, Änderungen oder Auslassungen hinweisen, sofern sich dies nicht aus 

der Übersetzung ergibt. 

 

Die beiden vorstehenden Absätze gelten entsprechend, wenn eine zur Prüfung der Richtig-

keit und Vollständigkeit vorgelegte Übersetzung eines anderen als richtig und vollständig 

bestätigt wird. 

 

V. Löschung, Ordnungswidrigkeit 

 

1. Löschung 

 

Der Präsident des Landgerichts Hannover kann eine vorübergehend registrierte Person aus 

dem Verzeichnis nach § 28 NJG streichen, wenn die Voraussetzungen für die Eintragung, 

insbesondere die Voraussetzungen für die rechtmäßige Berufsausübung im Niederlassungs-

staat, entfallen sind oder die Ausübung der Tätigkeit im Niederlassungsstaat untersagt wor-

den ist. 

 

Die Löschung erfolgt spätestens nach Ablauf eines Jahres, wenn nicht der Anzeigende 

rechtzeitig vorher meldet, in Niedersachsen weiterhin vorläufige Dienstleitungen erbringen zu 

wollen. Auf Ziffer III. 6. dieser Hinweise wird Bezug genommen. 
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2. Ordnungswidrigkeit 

 

Ordnungswidrig handelt, wer sich vorsätzlich oder fahrlässig als allgemein beeidigte behörd-

liche und notarielle Dolmetscherin/beeidigter behördlicher und notarieller Dolmetscher oder 

als ermächtigte Übersetzerin/ermächtigter Übersetzer für eine Sprache bezeichnet, ohne 

dazu berechtigt zu sein, oder eine Bezeichnung führt, die der vorgenannten zum Verwech-

seln ähnlich ist. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 3.000,00 Euro ge-

ahndet werden. 

 

VI. Kosten 

 

Das Registrierungsverfahren für Sprachmittler, die ihre Tätigkeit vorübergehend im Inland 

ausüben wollen, ist kostenfrei. 


